
beitsaufwands. Zunächst ist immer — soweit- es nicht 
durch die Schwere der Straftat überhaupt auszuschlie­
ßen ist — die Möglichkeit einer Übergabe an ein gesell­
schaftliches Gericht zu prüfen, bevor ein Strafbefehl 
oder ein beschleunigtes Verfahren beantragt wird. Das 
Untersuchungsorgan sollte möglichst schon bei Einlei­
tung des Ermittlungsverfahrens in Abstimmung mit 
dem Staatsanwalt die Anwendung dieser Verfahrens­
arten prüfen, damit die Ermittlungen entsprechend be­
schleunigt werden können.
Unter Berücksichtigung der Schwere der Tat und der 
Persönlichkeit des Täters ist die geeignete Verfahrens­
art auch nach den differenzierten Möglichkeiten der 
Anwendung der jeweiligen Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit zu bestimmen. So kann z. B. 
im Strafbefehl als Hauptstrafe nur eine • Geld- oder 
Haftstrafe ausgesprochen werden/13/.
Bei der Abgrenzung zwischen der Übergabe der Sache 
an ein gesellschaftliches Gericht und dem Strafbefehls­
verfahren gemäß § 270 Abs. 2 StPO, § 28 Abs. 1 StGB 
sollten die Rechtspflegeorgane von folgenden Grund­
sätzen (ohne vorrangig auf bestimmte Delikte oder De­
liktsgruppen zu orientieren) ausgehen:
1. Gestatten die Schwere der Tat und die Persönlich­
keit des Täters die Übergabe der Sache an ein gesell­
schaftliches Gericht, so ist die Sache zu übergeben, 
wenn dort eine erfolgreiche gesellschaftliche Einwir­
kung auf den Rechtsverletzer zu erwarten ist.
2. Entzieht sich der Täter der Verantwortung vor dem 
gesellschaftlichen Gericht oder gibt es Hinweise darauf, 
daß er eine Beratung vor dem gesellschaftlichen Ge­
richt nicht mit dem notwendigen Ernst betrachtet, 
reicht aber andererseits eine Geldstrafe durch das Ge­
richt aus, so kann ein Strafbefehl die geeignete Verfah­
rensvariante sein. Dies kann auch dann angebracht 
sein, wenn eine Beratung und Entscheidung des gesell­
schaftlichen Gerichts negative Auswirkungen auf die 
Persönlichkeit des Täters haben könnte (z. B. wenn das 
leichte Vergehen des Täters im Widerspruch zu seiner 
gesamten sonstigen Verhaltensweise steht und die Be­
ratung des gesellschaftlichen Gerichts sich möglicher­
weise ungünstig auf die weitere Entwicklung des Tä­
ters auswirken könnte, weil dadurch sein Verhalten in 
der Öffentlichkeit bekannt wird) ./14/
§ 270 Abs. 2 StPO enthält für den Strafbefehl u. a. die 
Voraussetzung, daß eine Übergabe der Sache an ein ge­
sellschaftliches Gericht „nicht zweckmäßig oder mög­
lich ist“. Damit orientiert das Gesetz eindeutig auf die 
Existenz einer für den Rechtsverletzer zuständigen 
Konflikt- oder Schiedskommission und auf die Abwä­
gung des gesellschaftlichen Aufwands im Verhältnis 
zu der zu erreichenden erzieherischen und krimina­
litätsverhütenden Wirkung. Für den Umfang der Er­
mittlungen gelten keine Besonderheiten; es ist jedoch 
keine Beratung im Kollektiv notwendig.
Mit der Anwendung des Strafbefehls werden die 
Rechte des Beschuldigten bzw. Angeklagten nicht be­
einträchtigt, denn es liegt in seiner Hand, mit dem 
Einspruch eine gerichtliche Hauptverhandlung herbei­
zuführen, wenn er mit dem Strafbefehl nicht einver­
standen ist (§§ 272, 274 StPO).
Zu beachten ist schließlich noch, daß der Staatsanwalt 
bei der Beantragung eines Strafbefehls sorgfältig prü-

/13/ Vgl. z. B. Schlegel/Pompoes, „Kriterien für die Anwendung 
der Geldstrafe“, NJ 1970 S. 196 ff.
/14/ Zu den einzelnen Gründen für die Unzweckmäßigkeit der 
Übergabe der Sache an ein gesellschaftliches Gericht, die bis­
her in der Praxis auf getreten sind, vgl. Lüderitz, „Zur Anwen­
dung des Strafbefehlsverfahrens“, NJ 1970 S. 582 f.

fen muß, welche Art und Höhe der nach § 270 StPO 
möglichen Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit gerechtfertigt ist, weil eine Korrektur 
eines einmal erlassenen Strafbefehls zuungunsten des 
Angeklagten im Einspruchsverfahren nicht zulässig ist 
(§ 274 Abs. 2 StPO). Das Gericht hat einen vom Staats­
anwalt beantragten Strafbefehl zu erlassen, wenn die 
in § 270 StPO geregelten Voraussetzungen vorliegen 
und die beantragten Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit begründet und ausreichend sind./15/ 
Die Formulierung „Hat das Kreisgericht Bedenken, 
durch Strafbefehl zu entscheiden,“ bezieht sich auf die 
Voraussetzungen des § 270 StPO, d. h. der Erlaß eines 
Strafbefehls ist keine Frage irgendwelcher rein sub­
jektiver Erwägungen des Kreisgerichts.

Kann die notwendige erzieherische Wirksamkeit des 
Strafverfahrens weder durch eine Übergabe der Sa­
che an ein gesellschaftliches Gericht noch durch ein 
Strafbefehlsverfahren erreicht werden, obwohl kein 
schweres Vergehen vorliegt, die Sache einfach und der 
Täter geständig ist, so ist die Durchführung eines be­
schleunigten Verfahrens zu prüfen. Das setzt allerdings 
voraus, daß zwischen Tat, Aufklärung und der Mög­
lichkeit der Durchführung eines beschleunigten Ver­
fahrens kein allzu langer Zeitraum liegt. Das beschleu­
nigte Verfahren ist darauf gerichtet, bei Vergehen, die 
keine härtere Strafe als ein Jahr Freiheitsstrafe erfor­
dern, eine wirksame Reaktion möglichst unmittelbar 
nach Begehung der Straftat herbeizuführen. Die Zeit­
spanne von der Einleitung des Ermittlungsverfahrens 
bis zum gerichtlichen Urteil im beschleunigten Ver­
fahren sollte nicht mehr als 10 Tage betragen.
Von der Durchführung des allgemeinen gerichtlichen 
Hauptverfahrens unterscheidet sich das beschleunigte 
Verfahren nicht etwa durch die Anforderungen an die 
Qualität der Verhandlung. Es bedarf aber keiner 
schriftlichen Anklage und keines Eröffnungsverfah­
rens. Das beschleunigte Verfahren ist kein summari­
sches Verfahren, sondern gewährleistet im vollen Um­
fang die Rechte der Bürger sowohl unter dem Aspekt 
des Rechts auf Verteidigung als auch der Rechte auf 
Mitwirkung der Bürger an der Strafrechtspflege. Das 
setzt eine richtige Arbeitsweise aller beteiligten Organe 
voraus. Das Kreisgericht hat, wenn die Voraussetzun­
gen der §§ 257, 258 StPO gegeben sind, sofort oder bin­
nen kürzester Frist Termin zur Hauptverhandlung an­
zuberaumen (§ 259 StPO). Die Möglichkeit der sofor­
tigen Verhandlung bezieht sich auf objektive Verfah­
renserfordernisse (z. B. das Vorhandensein der notwen­
digen Beweismittel zur Hauptverhandlung, die Ver­
handlungsfähigkeit des Angeklagten usw.), nicht aber 
auf die Arbeitsmöglichkeiten des Gerichts. Sind die 
sachlichen Voraussetzungen für die Durchführung 
eines beschleunigten Verfahrens gegeben, dann muß 
das Kreisgericht dem Antrag des Staatsanwalts ent- 
sprechen./16/

•

Zusammenfassend sei nochmals hervorgehoben, daß bei 
allen Überlegungen zur Erhöhung der Effektivität des 
Strafverfahrens stets die Realisierung der Funktion des 
sozialistischen Strafverfahrens der Ausgangspunkt sein 
muß. Es kann keine „Vereinfachungsmaßnahmen“ ge­
ben, die auch nur im geringsten die Wirksamkeit des 
Strafverfahrens negativ beeinflussen oder gar zu einer 
Verletzung der Gesetzlichkeit führen.

/15/ Vgl. StPO-Lehrkommentar, Anm. 2 zu §271 (S. 305).
/16/ Vgl. Keil, „Zur Anwendung des beschleunigten Verfah­
rens“, NJ 1968 S. 400 f.
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